
3. Die Manufacturing Support & Procurement Kala Naft Co., Teh­
ran, trägt neben ihren eigenen Kosten die Kosten des Rates der 
Europäischen Union sowohl im Verfahren des ersten Rechtszugs 
als auch im Rechtsmittelverfahren. 

4. Die Europäische Kommission trägt sowohl im Verfahren des ersten 
Rechtszugs als auch im Rechtsmittelverfahren ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 287 vom 22.9.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 21. 
November 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des First-tier 
Tribunal (Tax Chamber) — Vereinigtes Königreich) — 
Dixons Retail plc/Commissioners for Her Majesty's 

Revenue and Customs 

(Rechtssache C-494/12) ( 1 ) 

(Richtlinie 2006/112/EG — Mehrwertsteuer — Lieferung von 
Gegenständen — Begriff — Missbräuchliche Benutzung einer 

Bankkarte) 

(2014/C 39/11) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

First-tier Tribunal (Tax Chamber) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Dixons Retail plc 

Beklagte: Commissioners for Her Majesty's Revenue and Customs 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — First-tier Tribunal (Tax 
Chamber) — Auslegung von Art. 14 Abs. 1 und Art. 73 der 
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1) 
— Begriff „Lieferung von Gegenständen“ — Lieferung aufgrund 
eines durch die nicht erlaubte und betrügerische Nutzung einer 
Kreditkarte getätigten Kaufs 

Tenor 

Art. 2 Nr. 1, Art. 5 Abs. 1 und Art. 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a der 
Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage sowie Art. 2 Abs. 1 Buchst. a, 
Art. 14 Abs. 1 und Art. 73 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates 
vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
sind dahin auszulegen, dass unter Umständen wie denen des Aus­
gangsfalls die körperliche Übertragung eines Gegenstands auf einen 

Käufer, der eine Bankkarte als Zahlungsmittel missbräuchlich benutzt, 
eine „Lieferung von Gegenständen“ im Sinne von Art. 2 Nr. 1 und 
Art. 5 Abs. 1 der Sechsten Richtlinie sowie Art. 2 Abs. 1 Buchst. a 
und Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 darstellt und dass im 
Rahmen einer solchen Übertragung die Zahlung eines Dritten nach 
Maßgabe eines zwischen ihm und dem Lieferer dieses Gegenstands 
geschlossenen Vertrags — wonach der Dritte dem Lieferer die Gegen­
stände zu bezahlen hat, die dieser an Käufer, die eine solche Karte als 
Zahlungsmittel benutzen, verkauft hat — eine „Gegenleistung“ im 
Sinne von Art. 11 Teil A Abs. 1 Buchst. a der Sechsten Richtlinie 
und Art. 73 der Richtlinie 2006/112 bildet. 

( 1 ) ABl. C 26 vom 26.1.2013. 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der Nederlanden 
(Niederlande), eingereicht am 21. November 2013 — 
Staatssecretaris van Financiën, andere Verfahrensbeteiligte: 

Fiscale Eenheid X NV cs 

(Rechtssache C-595/13) 

(2014/C 39/12) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Staatssecretaris van Financiën 

Andere Verfahrensbeteiligte: Fiscale Eenheid X NV cs 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 6 der Sechsten Richtlinie ( 1 ) 
dahin auszulegen, dass eine Gesellschaft, die durch mehr als 
einen Anleger mit dem alleinigen Ziel errichtet wurde, das 
angesammelte Vermögen in Immobilien anzulegen, als Ka­
pitalanlagegesellschaft im Sinne dieser Bestimmung angese­
hen werden kann? 

2. Falls Frage 1 bejaht wird: Ist Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 6 
der Sechsten Richtlinie dahin auszulegen, dass unter dem 
Begriff „Verwaltung“ auch die von der Gesellschaft einem 
Dritten übertragene tatsächliche Bewirtschaftung der Immo­
bilien der Gesellschaft erfasst ist? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1).
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